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1 1 1 . Bundesverfassungsgesetz: Durchführung von Wahlen in den Landtag von Niederösterreich und in den
Gemeinderat der Bundeshauptstadt Wien im Jahre 1954.

1 1 2 . Verordnung: 6. Durchführungsverordnung zum Arbeitslosenversicherungsgesetz.
1 1 8 . Kundmachung: Ratifikation des Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt durch Uruguay.

1 1 1 . Bundesverfassungsgesetz vom 7. April
1954, betreffend die Durchführung von
Wahlen in den Landtag von Niederösterreich
und in den Gemeinderat der Bundeshaupt-

stadt Wien im Jahre 1954.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Für die im Jahre 1954 stattfindenden Wahlen
des Landtages von Niederösterreich hat das in
der Anlage 1 zur Nationalrats-Wahlordnung
(BGBl. Nr. 129/1949) näher umschriebene
„Wahlgebiet Niederösterreich" als Landesgebiet
von Niederösterreich zu gelten.

Artikel II.

Für die im Jahre 1954 stattfindenden Wahlen
des Gemeinderates der Bundeshauptstadt Wien
hat das in der Anlage 1 zur Nationalrats-Wahl-
ordnung (BGBl. Nr. 129/1949) näher umschrie-
bene „Wahlgebiet Wien" als Gebiet der Bundes-
hauptstadt zu gelten.

Artikel III.

Die in den Artikeln I und II verfügte Gleich-
stellung der dort bezeichneten Gebiete mit den
gleichnamigen Wahlgebieten erfolgt ausschließlich
nur für Zwecke der Wahl. Im übrigen werden
die derzeitigen Gebietsgrenzen des Bundeslandes
Niederösterreich und der Bundeshauptstadt
Wien nicht berührt.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist das Bundesministerium für Inneres
betraut.

Körner
Raab Helmer

112 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 21. Mai 1954,
womit in der Schweiz und in Liechtenstein
beschäftigte Grenzgänger in die Arbeitslosen-
versicherung einbezogen werden (6. Durch-

führungsverordnung zum Arbeitslosen-
versicherungsgesetz).

Auf Grund des § 3 a des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 184/1949, in der Fas-
sung der 5. Arbeitslosenversicherungsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 17/1954, wird verordnet:

§ 1. (1) In die Arbeitslosenversicherung werden
Dienstnehmer einbezogen, die als Grenzgänger in
der Schweiz oder in Liechtenstein eine Beschäfti-
gung ausüben,

a) wenn sie durch diese Beschäftigung durch-
schnittlich mindestens 16 Stunden in der
Woche in Anspruch genommen werden,

b) wenn die Beschäftigung ihrer Art nach im
Inlande arbeitslosenversicherungspflichtig
wäre und

c) wenn der Arbeitsverdienst aus der Beschäf-
tigung über die Wirtschaftsstelle Vorarl-
berg-Schweiz des Amtes der Vorarlberger
Landesregierung abgerechnet wird.

(2) Auf die Meldung der im Abs. 1 genannten
Dienstnehmer zur Arbeitslosenversicherung, auf
die Grundlage zur Berechnung der Beiträge und
deren Einhebung finden die Vorschriften der
Sonderregelung für die gesetzliche Kranken-
versicherung der in der Schweiz beschäftigten
Grenzgänger entsprechend Anwendung.

§ 2. Die Arbeitslosenversicherungsbeiträge sind
ab dem Beginn des der Kundmachung dieser Ver-
ordnung folgenden Lohnabrechnungszeitraumes
zu leisten.

Maisel
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113 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 24. Mai 1954, betreffend die Rati-
fikation des Abkommens über die Internatio-

nale Zivilluftfahrt durch Uruguay.
Nach einer Mitteilung des State Department

der Vereinigten Staaten von Amerika ist die Ra-
tifikationsurkunde Uruguays zum Abkommen
vom 7. Dezember 1944 über die Internationale

Zivilluftfahrt, BGBl. Nr. 97/1949, am 14. Jänner
1954 bei der Regierung der Vereinigten Staaten
von Amerika hinterlegt worden.

Gemäß Art. 91 lit. b des Abkommens über die
Internationale Zivilluftfahrt ist dieses Abkom-
men für Uruguay am 13. Feber 1954 in Kraft
getreten.

Raab


